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(Nr. 13588.) Geſetz, betreffend den Ubergang des Kraffohlkanals von der Stadt Elbing auf das Deutſche 
Reich. Vom 28. März 1931. 


Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 


Einziger Paragraph. 


Der nachfolgende Staatsvertrag, betreffend den Übergang des Kraffohlkanals von der Stadt 


Elbing auf das Deutſche Reich, wird genehmigt und tritt — unbeſchadet ſeiner Eigenſchaft als 
Vertrag — mit Wirkung vom 1. April 1921 als Geſetz in Kraft. 


Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfaſſungs⸗ 
mäßigen Rechte des Staatsrats find gewahrt. 


Berlin, den 28. März 1931. 


(Siegel.) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Braun. Steiger. Höpker Aſchoff. 


Vertrag, 
betreffend den übergang des Kraffohlkanals von der Stadt Elbing 
auf das Deutſche Reich. 
Die Reichsregierung, die Regierung des Landes Preußen und der Magiſtrat der Stadt 


Elbing ſchließen unter Vorbehalt der Zuſtimmung der geſetzgebenden Körperſchaften und der 
Stadtverordnetenverſammlung der Stadt Elbing den nachſtehenden Vertrag: 


1. Gegenſtand des Vertrags. 


8 1. 
1. Mit Wirkung vom 1. April 1921 an geht der Kraffohlkanal zwiſchen ſeinen Endpunkten 
— Nogat und Elbingfluß — auf das Reich über. 


1 Tag nach Ablauf des Ausgabetags: 24. April 1931.) 13 
ſetziammlung 1931. (Nr. 13 588 —13 589.) 
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Mit Wirkung von dem gleichen Zeitpunkt ab geht das Fiſchereirecht in dem Umfang auf 
das Reich über, in dem es am 1. April 1921 der Stadt Elbing zuſtand. Die Jagdberechtigung 
iſt von dem Übergang auf das Reich ausgeſchloſſen. 


2. Für die Begrenzung des Eigentums an dem nach Ziffer 1 auf das Reich übergehenden 
Kraffohlkanal iſt der gewöhnliche Waſſerſtand nach den Vorſchriften des Preußiſchen Waſſergeſetzes 
vom 7. April 1913 (Geſetzſamml. S. 53) maßgebend. Die örtliche Feſtlegung der Grenze erfolgt 
möglichſt geradlinig unter Anlehnung an den landespolizeilich genehmigten Ausbauplan vom 
20. April 1914. Zu beiden Seiten der alten Mündungsſchleuſe geht außerdem ein Landſtreifen 
auf das Reich über, deſſen Grenze an der weſtlichen Kanalſeite etwa 50 Meter ſüdlich des Süd⸗ 
giebels des Wohngebäudes des Schleuſenmeiſterdienſtgehöftes die Mittelwaſſeruferlinie des Kraffohl⸗ 
kanals verläßt, nach Weſten zu die Böſchung aufwärts bis zur Wegegrenze geht, ſodann in nörd⸗ 
licher Richtung an dieſer Wegegrenze im Abſtand von etwa 7 Meter vom Bollwerk entlang bis 
zum maſſiven Oberhaupt führt, parallel zur Oberhauptachſe im Abſtand von etwa 15 Meter von 
der Achſe auf einen Punkt zuläuft, der 1 Meter weſtlich der auf der Außenböſchung des Nogat⸗ 
deiches herabführenden Steintreppe liegt, und von dort die Böſchung bis zur Mittelwaſſeruferlimie 
der Nogat herabgeht. Auf dem Oſtufer verläuft die Grenze vom ſüdlichen Endpunkt des Ufer⸗ 
bollwerks in einem Abſtand von etwa 2 Meter parallel zu dieſem in nördlicher Richtung, die 
Fußpunkte der Steintreppen berührend, bis zur ſüdlichen Kante der dem Oberhaupt zunächſt⸗ 
liegenden Steintreppe. Von hier aus ſpringt ſie nach Oſten vor bis zu einem Abſtand von 13 Meter 
von der Oberhauptachſe und geht dann wieder in nördlicher Richtung im gleichen Abſtand von der 
Achſe bis zur Mittelwaſſeruferlinie der Nogat. 


3. Der freie Zugang von und zum Kanal wird der Stadt Elbing als Eigentümerin des 
Schleuſenmeiſtergehöftes auch weiterhin gewährt, ſoweit es die Intereſſen der Reichswaſſerſtraßen⸗ 
verwaltung zulaſſen. Jedenfalls müſſen ihr zwei Übergänge von je 3 Meter Breite überlaſſen 
werden, über deren Lage die Reichswaſſerſtraßenverwaltung allein entſcheidet. 


4. Das Reich übernimmt gemäß Artikel 97 der Reichsverfaſſung die im Abſ. 1 und 2 
bezeichneten Gegenſtände mit allen Rechten und Pflichten in ſein Eigentum und ſeine Verwaltung. 


8 2. 

1. Das Eigentum am Kraffohlkanal und an den im 8 1 Ziffer 2 bezeichneten Landſtreifen 
geht kraft Geſetzes auf das Reich über. Die Berichtigung des Grundbuchs erfolgt auf Grund eines 
gemeinſchaftlichen Erſuchens des Reichs und des Magiſtrats der Stadt Elbing. 

2. Steuern, Gebühren, Koſten und Auslagen dürfen aus Anlaß des Eigentumswechſels 
weder vom Reich noch vom Lande Preußen noch von der Stadt Elbing erhoben werden. 


3. Der Kanal ſelbſt iſt nach dem in den Jahren 1914 bis 1916 erfolgten Ausbau noch 
nicht neu vermeſſen worden. Die erforderliche Neuvermeſſung, die Berichtigung des Kataſters 
und die etwaige Anlegung eines Grundbuchblatts iſt Sache des Reichs; die Stadt Elbing iſt nicht 
verpflichtet, hierfür Koſten aufzuwenden. Die Stadt geſtattet ohne Anſpruch auf Entſchädigung 
die Aufſtellung der zur Vermeſſung erforderlichen Polygonpunkte, Steine u. dgl. 


8 3. 

1. Die Stadt Elbing verpflichtet ſich, das zur Verbeſſerung der Zuſammenführung des 
Kanals mit der Nogat erforderliche Gelände zu beiden Seiten des Kanals, ſoweit es in ihrem 
Eigentum ſteht, dem Reich auf Verlangen unentgeltlich in dem von dieſem geforderten Umfang und 
zu dem von ihm gewünſchten Zeitpunkt ſofort zu übereignen. In Betracht kommen folgende 
Parzellen: 


8 I. Auf dem Nordoftufer: 2 . 
Gemarkung Bollwerk B, Kartenblatt 1, Nr. 74/3 (Grundbuch Fiſcherlöſer Blatt 11). 
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II. Auf dem Nordweſtufer: 
Gemarkung Bollwerk B, Kartenblatt 1, Nr. 7 (Grundbuch Fiſcherlöſer Blatt 7/8), 
Gemarkung Bollwerk B, Kartenblatt 1, Nr. 9 (Grundbuch Fiſcherlöſer Blatt 11), 
Gemarkung Bollwerk B, Kartenblatt 1, Nr. 10 b (Grundbuch Fiſcherlöſer Blatt 11), 
Gemarkung Bollwerk B, Kartenblatt 1, Nr. 157/8 (Grundbuch Fiſcherlöſer Blatt 11). 


2. Zur Sicherung dieſes Anſpruchs bewilligt und beantragt die Stadt Elbing die Ein⸗ 
tragung einer Auflaſſungsvormerkung zugunſten des Reichs (Reichswaſſerſtraßenverwaltung) in 
das Grundbuch der ihr gehörigen Grundſtücke Fiſcherlöſer Blatt 7/8 und Blatt 11. Die Auflaſſungs⸗ 
vormerkung ſoll ſich auf die vorbezeichneten Parzellen beſchränken. 


3. Die für die Verbeſſerung ebenfalls unter Umſtänden erforderlichen Parzellen Gemarkung 
Bollwerk B Nr. 79/10 auf dem Nordweſtufer und Nr. 73/2 auf dem Nordoſtufer des Kraffohlkanals, 
für die bisher ein Grundbuch nicht angelegt iſt, ſtehen nicht im Eigentume der Stadt Elbing, 
ſondern die erſte in dem der Gemeinde Kraffohlsdorf und die zweite in dem des Elbinger Deich⸗ 
verbandes. Die Stadt Elbing wird verſuchen, auch von den Eigentümern dieſer Parzellen rechts⸗ 
verbindliche Erklärungen beizubringen, daß ſie für den Fall einer Verbeſſerung der Zuſammen⸗ 
führung bereit ſind, dieſe Parzellen dem Reiche auf Verlangen jederzeit unentgeltlich in dem von 
ihm für erforderlich gehaltenen Umfang zur Verfügung zu ſtellen. 


8 4. 

1. Die Leinpfade längs des Kanals verbleiben im Eigentume der Stadt Elbing. Dieſe 
gewährleiſtet jedoch die ungeſtörte Benutzung in dem jeweils erforderlichen Umfang und auf den 
bisher üblichen Treidelwegen, d. h. von der Abzweigung des Kanals aus dem Elbingfluſſe bis zur 
Treidelfähre bei Rundmannsecke (km 3,6 des Kanals) auf dem Oſtufer, von da bis zur Ein⸗ 
mündung in die Nogat auf dem Südufer des Kanals. Die Stadt Elbing iſt zur Unterhaltung und 
zum Ausbau der Leinpfade nicht verpflichtet. 


2. Zur Sicherung des nach Ziffer 1 eingeräumten Benutzungsrechts bewilligt und beantragt 
die Stadt Elbing die Eintragung einer entſprechenden Grunddienſtbarkeit zugunſten des Reichs 
(Reichswaſſerſtraßenverwaltung) in das Grundbuch der ihr gehörigen Grundſtücke: 

Bürgerpfeil Band I, Blatt Nr. 2, 

Herrenpfeil Band I, Blatt Nr. 2, 
Fiſcherlöſer Band I, Blatt Nr. 11 und 16, 

Bollwerk Band III, Blatt Nr. 98 und 105. 


8 5. 

1. Die Stadt Elbing übereignet dem Reich unentgeltlich und laſtenfrei von dem ihr 
gehörigen Grundſtück Rotebude (Bezeichnung nach dem Grundbuch: Bürgerpfeil Blatt Nr. 2) ein 
Trennſtück in der ungefähren Größe von 5000 qm, das in der Abzweigung des Kraffohlkanals 
vom Elbingfluß liegt. Dieſes Trennſtück wird im Norden durch eine im Abſtand von 15 m zu 
den ſüdlichen Gebäudeecken des Grundſtücks Rotebude parallel laufende Linie begrenzt. Die Auf⸗ 
fung ſoll ſofort nach Inkrafttreten dieſes Vertrags und Beſchaffung des erforderlichen Kataſter⸗ 
materials erfolgen. 


2. Die Koſten der Vermeſſung und Auflaſſung trägt die Reichswaſſerſtraßenverwaltung. 


8 6. 
1. Die Stadt Elbing geſtattet ohne Anſpruch auf Entſchädigung, daß die Beamten, An⸗ 
Sade und Arbeiter der Reichswaſſerſtraßenverwaltung das Ufergelände zu beiden Seiten des 
anals, ſoweit es im Eigentum der Stadt ſteht, zu dienſtlichen Zwecken jederzeit betreten dürfen. 
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Sie iſt ferner damit einverſtanden, daß das Ufergelände jederzeit ohne jede Einſchränkung und 
unentgeltlich zur vorübergehenden Lagerung von Bauſtoffen und zur Vornahme von Arbeiten am 
Kanal benutzt werden darf. Insbeſondere dürfen Erdarbeiten zur Uferbefeſtigung an den Ufer- 
grundſtücken ſelbſt ausgeführt werden. Etwaige Schadenserſatzanſprüche Dritter, die Rechte von 
der Stadt herleiten, hat die Stadt zu vertreten. 

2. Die Stadt Elbing geſtattet dem Reich ferner die unentgeltliche Benutzung ihrer Ufer— 


grundſtücke für den Bau und die Unterhaltung einer Fernſprechleitung längs des Kraffohlkanals. 
Die Linienführung wird zwiſchen Reich und Stadt Elbing beſonders vereinbart werden. 


3. Die Anker des Bollwerks der Mündungsſchleuſe ſind 6—8 m lang, die Ankertafeln 
liegen alſo zum Teil außerhalb des nach 8 1 Ziffer 2 dieſes Vertrags in das Eigentum der Reichs⸗ 
waſſerſtraßenverwaltung übergehenden Landſtreifens. Die Stadt Elbing geſtattet auch hier die 
Vornahme von Unterhaltungs⸗ und Veränderungsarbeiten auf dem ihr gehörigen angrenzenden 
Gelände unter den in Ziffer 1 dieſes Paragraphen vorgeſehenen Bedingungen. 5 

4. Zur dinglichen Sicherung der Rechte zu 1 bis 3 bewilligt und beantragt die Stadt 
Elbing die Eintragung entſprechender Grunddienſtbarkeiten zugunſten des Reichs (Reichswaſſer⸗ 
ſtraßenverwaltung) in das Grundbuch der ihr gehörigen Grundſtücke: 

Kraffohlsdorf, Band 32 S. 145; Band 3 Bl. 285 und Bl. 70; Band 11 Bl. 311, 

Elbing I, Band 35 Bl. 920, 

Fiſcherlöſer, „ 1 „788, 11 und 16, 


Bollwerk, „ 3 „ 98 und 105, 


Fiſcherskampe, „ 4 „ 95, 
Bürgerpfeil, „ , ed 
Herrenpfeil, 7 1 7 2. 


II. Finanzielle Auseinanderſetzung. 


8 7. 
1. Für die Übertragung der nach den Beſtimmungen dieſes Vertrages auf das Reich 
übergehenden Gegenſtände zahlt das Reich dem Lande Preußen als Abfindung 30 vom Hundert 
des von ihm bis zum 31. März 1921 aufgewendeten Betrags. 


Die Zahlung diefer Abfindung erfolgt nach Maßgabe der im 8 6 Abſ. 3 des Staatsvertrags, 
betreffend den Übergang der Waſſerſtraßen von den Ländern auf das Reich, vom 31. März / 26. Sep⸗ 
tember 1921 (Geſetze vom 29. Juli 1921 — Reichsgeſetzbl. S. 961 —/26. September 1921 — Geſetz⸗ 
ſamml. S. 519 —) für das Anlagekapital der auf Grund dieſes Vertrags auf das Reich über⸗ 
gegangenen Waſſerſtraßen gegebenen Beſtimmungen ſowie der hierzu ergehenden Vereinbarungen 
und Entſcheidungen. 


2. Die Beſtimmungen des § 8 des in Ziffer 1 Abſ. 2 genannten Staatsvertrags finden 
gleichfalls ſinngemäß Anwendung. 


3. Die Stadt Elbing verzichtet auf Zahlung einer beſonderen Abfindung für die Über⸗ 
tragung der nach den Beſtimmungen dieſes Vertrags auf das Reich übergehenden Gegenſtände. 
Dafür übernimmt das Reich die erſtmalige Inſtandſetzung des Ufers an der Einmündung des 
Kanals in den Elbingfluß, den Fluß ſtromaufwärts bis Stationsnummer 7,7 (Holzhafen der Firma 
Wittkowsky). Für die weitere Uferunterhaltung gilt hier als Grenze des Kanals gegen den 
Elbingfluß der radial auf das weſtliche Ufer übertragene Punkt 0,0 des Kraffohlkanals auf den 
landespolizeilich genehmigten Plan vom 20. April 1914. f 
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8 8. 

Vom 1. April 1921 an fließen alle Einnahmen dem Reiche zu und werden alle Ausgaben 
vom Reiche beſtritten. Soweit jedoch in ſinngemäßer Anwendung der bisherigen Haushaltsgrund- 
ſätze der Stadt Elbing Einnahmen und Ausgaben noch für die Zeit vor dem 1. April 1921 zu 
verrechnen waren, hat es hierbei ſein Bewenden. 


8 9. 
Der Kraffohlkanal bleibt frei von ſtaatlichen und ſtädtiſchen Steuern. 


III. Verwaltung des Kraffohlkanals. 
8 10. 


1. Die Verwaltungszuſtändigkeiten des Landes Preußen und der Stadt Elbing hinſichtlich 
des Baues, der Unterhaltung, des Betriebs und der Verwaltung des Kraffohlkanals einſchließlich 
der Strom- und Schiffahrtspolizei und hinſichtlich der ſonſtigen auf den Verkehr bezüglichen Befug⸗ 
niſſe gehen mit Wirkung vom 1. April 1921 ab auf das Reich über. Die Stadt Elbing verpflichtet 
ſich, alsbald nach Abſchluß dieſes Vertrags der Reichswaſſerſtraßenverwaltung ihre auf den Kraffohl⸗ 
kanal bezüglichen Urkunden, Pläne und Akten, letztere ſoweit ſie jetzt noch von Wert ſind, zu 
übergeben. 5 

2. Die Ausübung der Tarifhoheit im Sinne des Artikels 97 Abſ. 5 der Reichsverfaſſung ſteht 
vom 1. April 1921 an dem Reiche zu. 


3. Das Reich verpflichtet ſich, den Kraffohlkanal mindeſtens in dem am 1. April 1921 
vorhanden geweſenen Zuſtand zu erhalten. 


4. Es beſteht Einverſtändnis darüber, daß, nachdem der Kraffohlkanal mit ſeinem Ufer 
in den Jahren 1914 bis 1916 nach dem vom Regierungspräſidenten unter dem 20. April 1914 
jefigeftellten Plane ausgebaut worden iſt, das Reich als Nachfolger des Ausbauunternehmers zur 
Unterhaltung der Ufer gemäß $ 120 Abſ. 4 des Preußiſchen Waſſergeſetzes vom 7. April 1913 und 
unter Berückſichtigung des Schlußſatzes des § 8 dieſes Vertrags verpflichtet iſt. 


8 11. 


Bis zur Errichtung von reichseigenen Orts- und Mittelbehörden wird die örtliche Ver⸗ 
waltung des Kraffohlkanals dem Preußiſchen Waſſerbauamt Elbing, die Verwaltung in der Mittel- 
inſtanz dem Oberpräſidenten in Königsberg (Waſſerbaudirektion) übertragen. Die Verwaltung 
erfolgt auf Koſten des Reichs und unter Leitung des Reichsverkehrsminiſteriums. 


8 12. ö 


Die Geſetze und Verordnungen des Landes Preußen bleiben unbeſchadet der Beſtimmungen 
der Reichsverfaſſung bis zu einer anderweiten Regelung in Kraft. 


8 13. 


1. Das Reich wird die Führung von Leitungen für die öffentliche Verſorgung mit Gas, 
Waſſer und Elektrizität ſowie für die Abwäſſerbeſeitigung durch die auf Grund dieſes Vertrags 
in ſein Eigentum übergehenden Grundſtücke ſowie über oder durch den Kraffohlkanal geſtatten, 
ſoweit es die Intereſſen der Reichswaſſerſtraßenverwaltung zulaſſen. 


2. Unter der gleichen Vorausſetzung und unter dem Vorbehalt der Auferlegung polizeilich 
erforderlicher Bedingungen wird die Reichswaſſerſtraßenverwaltung die Errichtung ſonſtiger, den 
wirtſchaftlichen Bedürfniſſen der Stadt entſprechender Anlagen, insbeſondere zur Ent⸗ und 
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Bewäſſerung der anliegenden Grundſtücke, von Ladebrücken mit baulichen Vorrichtungen von 
größerer Bedeutung und von Stichkanälen polizeilich genehmigen. Die Reichswaſſerſtraßen⸗ 
verwaltung wird ferner der Stadt Elbing, ſoweit dies zur Bewirtſchaftung der an den Kanal 
ſtoßenden Grundſtücke überhaupt erforderlich iſt und den Intereſſen der Reichswaſſerſtraßen⸗ 
verwaltung nicht widerſpricht, geſtatten, an noch zu vereinbarenden Plätzen Viehtränken in 
geringer Anzahl einzurichten. 


3. Andere als Verwaltungs- und Anerkennungsgebühren ſollen nicht erhoben werden. 


8 14. 


Das Reich wird die Gebühren und Abgaben für die Benutzung des Kraffohlkanals mit 
tunlichſter Schonung beſtehender Verhältniſſe fortbilden und den Verkehrsbedürfniſſen der Stadt 
— namentlich auf dem Gebiete der Rohſtoffverſorgung — nach Möglichkeit Rechnung tragen. 


8 15. 


Das Reich verpflichtet ſich, der Stadt Elbing die Hälfte der vollen Gehaltsbezüge des im 
ſtädtiſchen Dienſt verbleibenden Abgabenerhebers Schmidt in Kraffohlsſchleuſe zu erſtatten, ſolange 
die Stadt für dieſen keine anderweite geeignete Verwendung hat, längſtens jedoch auf die Dauer 
von fünf Jahren, gerechnet vom 1. Januar 1923 ab. Die Übernahme des Schmidt in den Reichs⸗ 
dienſt erfolgt nicht. 


IV. Schlußbeſtimmung. 


§ 16. 


1. Die Vertragsteile behalten ſich vor, in erforderlich werdenden Fällen Vereinbarungen 
zur Ergänzung dieſes Vertrags zu treffen. Soweit eine Einigung hierüber nicht erzielt wird, 
entſcheidet der Staatsgerichtshof. ; 


2. Streitigkeiten, die ſich aus der Anwendung der Vertragsbeſtimmungen ergeben, werden 
durch ein Schiedsgericht entſchieden, deſſen Vorſitzender die Befähigung zum Richteramt haben 
muß und vom Präſidenten des Reichsverwaltungsgerichts, bis zu deſſen Einrichtung vom Prä⸗ 
ſidenten des Reichsgerichts ernannt wird, während Reich und Stadt je einen Beiſitzer ernennen. 


Berlin, den 20. Juli 1928. 
Die Reichsregierung. 
(JL. S.) gez. Hilferding. gez. von Guérard. 
Berlin, den 5. Juni 1928. 


Die Preußiſche Staatsregierung. | 
(L. S.) gez. Braun. gez. Steiger. gez. Dr. Höpker Aſchoff. 


Elbing, den 3. März 1928. 


Der Magiſtrat der Stadt Elbing. 
(L. S.) gez. Merten. gez. Löwe. gez. Dromtra. 
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(Nr. 13589.) Zweite Verordnung zur Ausführung des Reichsgeſetzes vom 25. März 1930 zum Schutze 
der Republik. Vom 5. April 1931. 


Auf Grund des Artikels 51 der Verfaſſung des Freiſtaats Preußen wird zur Ausführung 
des Reichsgeſetzes zum Schutze der Republik vom 25. März 1930 (Reichsgeſetzbl. I S. 91) folgendes 
verordnet: 

Die Zuſtändigkeit der Oberpräſidenten, des Regierungspräſidenten in Sigmaringen und 
des Polizeipräſidenten in Berlin zum Verbot periodiſcher Druckſchriften (Abſchnitt II der Verordnung 
vom 29. März 1930 — Geſetzſamml. S. 47 — erſtreckt ſich auch auf das Verbot von Kopfblättern, 
ſoweit dieſe im Freiſtaat Preußen erſcheinen und die das Verbot des Stammblatts veranlaſſenden 
Ausführungen ebenfalls gebracht haben. 


Berlin, den 5. April 1931. 


(Siegel.) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 


Severing 
zugleich für den Miniſterpräſidenten. 


Bekanntmachung. 


Nach Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872 (Gejegfamml. S. 357) find bekanntgemacht: 


1. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 12. Dezember 1930 


über die Verleihung des Enteignungsrechts an die Städtiſchen Betriebswerke Allenſtein, 
G. m. b. H. in Allenſtein, für den Bau von Verteilungsleitungen bis zu 5000 Volt im 
Stadtkreis Allenſtein ſowie im Landkreis Allenſtein innerhalb eines Umkreiſes von 10 km 
von den Grenzen des Stadtkreiſes Allenſtein — ausgenommen Kraftwerke oder ſolche 
Schalt⸗ und Umſpannſtationen, die über den Rahmen von Ortsſtationen hinausgehen — 


durch das Amtsblatt der Regierung in Allenſtein Nr. 52 S. 159, ausgegeben am 27. Dezember 1930; 


2. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 3. Februar 1931 


über die Genehmigung der am 15. Januar 1931 beſchloſſenen Anderung der Satzung der 
Schleswig⸗-Holſteiniſchen Landſchaft 


durch das Amtsblatt der Regierung in Schleswig Nr. 11 S. 76, ausgegeben am 14. März 1931; 


3. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 10. Februar 1931 
über die Genehmigung des am 23. Januar 1931 beſchloſſenen Nachtrags zu den Neuen 
Satzungen der Landſchaft der Provinz Sachſen 
durch das Amtsblatt der Regierung in Merſeburg Nr. 12 S. 51, ausgegeben am 21. März 1931; 


4. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 16. Februar 1931 


über die Verleihung des Enteignungsrechts an die Überlandzentrale Helmſtedt, Aktien⸗ 
geſellſchaft, Helmſtedt, für den Bau und Betrieb einer 50 000 Volt⸗Leitung vom Kraftwerk 
Harbke nach dem Umſpannwerk Emma bei Barmke und einer 15 000 Volt⸗Leitung vom 
Kraftwerk Harbke nach der Schaltſtation Seeperberg — ausgenommen Kraftwerke oder 
ſolche Schalt⸗ und Umſpannſtationen, die über den Rahmen von Ortsſtationen hinaus⸗ 
gehen — 


durch das Amtsblatt der Regierung in Magdeburg Nr. 12 S. 73, ausgegeben am 21. März 1931; 


Dr. Grunau, uol ten Str. 129% 
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5. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 19. Februar 1931 
über die Verleihung des Enteignungsrechts an die Braunſchweigiſchen Kohlenbergwerke 
in Helmſtedt für den Bau und Betrieb einer vom Kraftwerk Harbke ausgehenden 15 000 
Volt⸗Leitung zur Verſorgung ihrer Pumpſtationen und Bergwerksbetriebe ſowie der 
Ortſchaften Hohesleben, Reinsdorf, Völpke und Barneberg mit elektriſchem Strome — 
ausgenommen Kraftwerke oder ſolche Schalt- und Umſpannſtationen, die über den Rahmen 
von Ortsſtationen hinausgehen — 


durch das Amtsblatt der Regierung in Magdeburg Nr. 12 S. 73, ausgegeben am 21. März 1931; 


6. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 2. März 1931 


über die Verleihung des Enteignungsrechts an die Stadtgemeinde Gummersbach für die 
Trinkwaſſerverſorgung der Ortsteile Dieringhauſen und Vollmershauſen 


durch das Amtsblatt der Regierung in Köln Nr. 11 S. 63, ausgegeben am 14. März 1931. 


Berichtigung. 
Auf S. 43 Zeile 9 von unten muß es heißen „Buchſt. l“ jtatt „Buchſt. 1“. 


Die amtlich genehmigte 


Einbanddecke zur Preußiſchen Geſetzſammlung 


, Jahrgang 1930 
liegt vor. Für die Jahrgänge 1920 — 1929 find; noch Reſtbeſtände der Einbanddecke vorhanden 
Bezug durch den Buchhandel oder direkt vom Verlag. 
Breis 1.30 NM zuzüglich Verſandſpeſen. 


Von den Jahrgängen 1920—1930 hält der Verlag in die amtlich genehmigte Einbanddecke gebundene 
Stücke vorrätig. 7 
Von den Hauptſachverzeichniſſen 1884/1913 und 1914/1925 find noch Beſtände vorhanden, 
die zu dem ermäßigten Preiſe von 1,— bezw. 2, — & netto verkauft werden. 
Bezug nur direkt vom Verlag. 


Berlin W. 9 N. von Deder’s Verlag, G. Schend 
Linturabe 38 Abteilung Preußiſche Geſetzſammlung. 
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